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Entwurf zu einem Gesetz über Gesamtarbeitsvertrag
und AUgemeinverbindlicherklärung

Artikel 1

Der Gesamtarbeitsvertrag ist ein Vertrag zwischen einem Arbeitgeber

oder einem oder mehreren Verbänden von Arbeitgebern und

einer oder mehreren Arbeitnehmergewerkschaften über die

Ordnung des Arbeitsverhältnisses.
Soweit Einzelvereinbarungen zwischen beteiligten Arbeitgebern

und Arbeitnehmern dem Gesamtarbeitsvertrag widersprechen, sind

sie nichtig und werden durch die entsprechenden Bestimmungen
des Gesamtarbeitsvertrages ersetzt.

Artikel 2

Parteien und Beteiligte sind verpflichtet, alle auf sie bezüglichen

Vorschriften des Vertrages zu erfüllen.
Die Parteien haben den Beteiligten gegenüber einen allgemeinen

Durchführungsanspruch.
Macht eine Dienstvertragspartei die ihr aus dem Gesamtarbeitsvertrag

zustehenden Rechte nicht geltend, so kann sie jede
Kollektivpartei im Namen des Beteiligten geltend machen.

Die Kollektivparteien können in jedem Rechtsstreit über

Ansprüche aus dem Gesamtarbeitsvertrag in jedem Stadium des

gerichtlichen Verfahrens intervenieren.

Artikel 3

Die AUgemeinverbindlicherklärung eines Gesamtarbeitsvertrages
darf nur angeordnet werden, wenn

a) der Vertrag keine unsittlichen Bestimmungen enthält, nicht
gegen zwingendes Recht verstösst und den in Artikel 4

vorgeschriebenen Mindestinhalt aufweist;
b) wenn die Mehrzahl der erfassten Arbeitnehmer und eine solche

Anzahl von Arbeitgebern, dass sie mehr als die Hälfte aller
unterworfenen Arbeitnehmer beschäftigt, dem Vertrag zustimmen;

die Zustimmung eines Verbandes gilt als Zustimmung
seiner Mitglieder;

c) wenn der Vertrag dem öffentlichen Interesse nicht zuwider¬

läuft.
Artikel 4

Allgemeinverbindlich erklärte Gesamtarbeitsverträge müssen

Bestimmungen über folgende Punkte enthalten:
a) zum Entscheid über Anwendungs- und Auslegungsstreitigkeiten

müssen sie ein obligatorisches Schiedsverfahren vorsehen;
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b) für den Fall, dass sich der Lebenskostenindex um mehr als
10 °/o verändert, haben sie zur Revision des Vertrages ein
Schiedsverfahren vorzusehen, sofern sie für eine Vertragsdauer
von mehr als einem Jahr abgeschlossen worden sind;

c) den durch die AUgemeinverbindlicherklärung unterstellten Be¬

teiligten muss die Willkürbeschwerde an ein kantonales
Gericht offen stehen.

Artikel 5

Die Kontrolle über die Einhaltung der allgemeinverbindlich
erklärten Bestimmungen kann einer bereits bestehenden
Paritätischen Kommission der Parteien des Gesamtarbeitsvertrages oder
von den Kantonen hierzu bestimmten Organen übertragen werden.

Die Kontrollorgane sind zur Wahrung der Geheimnispflicht
verpflichtet. Bei Paritätischen Kommissionen haften die Kollektivparteien

solidarisch mit der Paritätischen Kommission.
Die Kontrollorgane können selbständig auf Erfüllung aller

dienstvertragsfähigen Bestimmungen klagen. Sie haben den
Kollektivparteien von jeder Klage Kenntnis zu geben.

Die Uhrenindustrie
in den Vereinigten Staaten von Amerika

Der Uhrenmarkt der Vereinigten Staaten ist für die Schweiz
von grösster Bedeutung, waren doch im Jahr 1948 die USA an
unserer Gesamt-Uhrenausfuhr von 743 Millionen Franken mit
267 Millionen beteiligt, das heisst mehr als einem Drittel unseres
Uhrenexportes.

Die Aufnahmefähigkeit des amerikanischen Marktes hat sich
seit 1939 verdoppelt. Während er damals noch 4,7 Millionen mit
Lagersteinen versehene Uhren zu absorbieren vermochte, ist die
Zahl seit 1945 auf über 11 Millionen Stück angestiegen.

Der Umstand, dass während des letzten Krieges die Schweiz
praktisch das einzige Land war, das über eine leistungs- und exportfähige

Uhrenindustrie verfügte, trug natürlich in entscheidendem
Masse zur Importsteigerung von Schweizer Uhren und Uhrwerken
bei. Im Jahre 1939 exportierte unser Land knapp 3 Millionen
Uhrwerke und fertige Uhren nach den Vereinigten Staaten; 1948 waren
es 8,2 Millionen Stück.

Die Differenz zwischen Import und Verbrauch stellt die
amerikanische Eigenproduktion von Uhren dar.

Diese Eigenproduktion kann in zwei Hauptgruppen eingeteilt
werden:
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